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Aus anderen sozialistischen Ländern
Rechtspropagandistische Erfahrungen 
des Ministeriums für Justiz 
der Volksrepublik Bulgarien
MARIA MILEWA,
Leiter der Abt. Rechtspropaganda und Vorbeugungsarbeit 
im Ministerium für Justiz der Volksrepublik Bulgarien

Rechtserziehung und Rechtspropaganda sind untrennbarer 
Bestandteil der moralischen Erziehung in unserem Lande, 
Bestandteil der gesamten ideologischen Arbeit der Bulga­
rischen Kommunistischen Partei, des sozialistischen Staates 
und seiner rechtschützenden Organe.

Der Aufgabe, die rechtserzieherische Arbeit der Gerichte 
zu vervollkommnen und ihre Qualität und soziale Effek­
tivität weiter zu erhöhen, widmet das Justizministerium in 
der Volksrepublik Bulgarien große Aufmerksamkeit.

Die Gerichte üben durch die Rechtsprechung einen unmit­
telbaren erzieherischen und vorbeugenden Einfluß auf die 
Bevölkerung aus. Das Justizministerium achtet bereits bei der 
Auswahl der Kader für die Gerichte darauf, daß diese auch 
den Anforderungen entsprechen, die an die rechtserziehe­
rische Tätigkeit gestellt werden. Wir gehen davon aus, daß die 
wirksame Durchführung der Verfahren, rechtlich richtige und 
gerechte Urteile und die fristgemäße Erfüllung aller sonstigen 
Aufgaben von außerordentlicher Bedeutung für die Festigung 
der sozialistischen Gesetzlichkeit, eine hohe Rechtssicherheit 
und die Herausbildung eines engen Vertrauensverhältnisses 
der Bürger zu ihrem Staat sind. ' i

Durch ihre vorbeugende Tätigkeit und insbesondere durch 
ihre Rechtspropaganda leisten die Juristen im Ministerium 
und in den Gerichten ihren spezifischen Beitrag zur Erweite­
rung der Rechtskenntnisse der Bevölkerung, zur Rechtserzie­
hung, vor allem der Jugend, und zur Arbeit mit krirrjinell 
gefährdeten Bürgern.

Organisierung der rechtspropagandistischen Aktivitäten

Von besonderer Bedeutung für die Rechtspropaganda ist ihre 
thematische Orientierung. Sie muß aktuell und auf das Inter­
esse der. Adressaten zugeschnitten sein. Deshalb hat das 
Ministerium in einem speziellen Leitungsdokument den 
Gerichten langfristige Richtlinien und methodische Hinweise 
für die Verbreitung von Rechtskenntnissen unter der Bevöl­
kerung gegeben. Es wurden Pflichtthemen festgelegt, die die 
Gerichte in ihren Jahresplänen zu beachten haben. Die wich­
tigsten sollen hier genannt werden:
— Charakterzüge und Prinzipien des gesellschaftspolitischen 

Aufbaus der VR Bulgarien;
— Rechte und Pflichten der bulgarischen Staatsbürger;
— rechtspropagandistische Methoden und Mittel zur Unter­

stützung der sozial-ökonomischen Entwicklung des Landes 
und des Kampfes für hohe Qualität;

— die Demokratie unserer sozialistischen Gesellschaft;
— die Bekämpfung und Verhütung von Straftaten gegen das 

sozialistische Eigentum und die Volkswirtschaft;
— die Erläuterung neuer Gesetze und anderer Normativakte. 

Die Themenkomplexe sind eng mit den Fragen zu verbin­
den, die im jeweiligen Territorium in der Rechtsprechung von 
besonderer Bedeutung sind. Die thematischen Vorgaben 
schränken die Möglichkeiten der Gerichte nicht ein, andere
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Bereich verbessert, und es konnte Ordnungswidrigkeiten vor­
gebeugt werden. Es wird häufig von der Möglichkeit 
Gebrauch gemacht, in Konsultationen mit Bürgern, bevor sie 
ihren Bauantrag stellen, alle Fragen zu klären, die mit der 
Zustimmung und den einzureichenden Bauunterlagen Zu­
sammenhängen.

Die VO über Bevölkerungsbauwerke schafft somit alle 
rechtlichen Voraussetzungen für eine kontinuierliche Zusam­
menarbeit zwischen den zuständigen örtlichen Räten und 
gesellschaftlichen Gremien zur Erhöhung der Effektivität der 
Arbeit, zur Verhinderung von Rechtsverletzungen und für 
eine disziplinierte, für die Gesellschaft und den einzelnen 
nützliche Bautätigkeit.

aktuelle Fragen aufzugreifen. Für die Juristen im Ministe­
rium wird jährlich ein Plan der Rechtspropaganda be­
schlossen. Seine Themen stützen sich jeweils auf wichtige 
Beschlüsse der Partei und der Staatsführung, wobei beson­
deres Augenmerk auf neue Gesetze oder in Vorbereitung 
befindliche Gesetzgebungsprojekte gerichtet wird.

Die rechtspropagandistische Tätigkeit wird gegenwärtig 
vor allem in Form von Vorträgen und Gesprächen geleistet. 
Hierbei konzentriert man sich in erster Linie auf die Kluibs 
der Juristen, die Jugendkulturhäuser und andere Anziehungs­
punkte für junge Leute und interessierte Bürger. Es werden 
Journalisten und mitunter auch das Fernsehen einbezogen, 
damit . die informativen Dialoge auf publizistischem Weg 
einem breiten Kreis zugänglich gemacht werden. Vielerorts 
haben die Aktivitäten bereits feste Formen angenommen. 
Diesem Bedürfnis entspricht z. B. in der Stadt Lovech der 
Diskussionskiuto „Hundert Minuten für die Jugend“, oder in 
der Stadt Blagoevgrad der Klub „Ethik und Recht“.

Beachtliche rechtspropagandistische Wirkungen gehen von 
den Klubs der Juristen aus. In der Stadt Burgas z. B. führen 
die Richter dort Rechtsberatungen und Diskussionen durch. 
Besonderes Interesse bekunden die Bürger unseres Landes an 
der Erläuterung ihrer Grundrechte und -pflichten, hauptsäch­
lich in Verbindung mit den Rechten der Frauen und Mütter 
und anderen sozialen Errungenschaften des Sozialismus.

Mit der Elinführung des Lehrfaches „Moral und Recht“ in 
der achten Klasse wurde eine Lücke in der Vermittlung von 
Rechtswdssen in den Schulen geschlossen. Die Gerichte insbe­
sondere in der Hauptstadt und in den meisten Bezirksstädten 
unterstützen die Lehrkräfte bei der qualifizierten Durchfüh­
rung dieses Faches. Die lernende und arbeitende Jugend ist 
ein interessiertes Auditorium für den guten Rechtspropagan­
disten. Mit dem ihr eigenen Wissensdrang und Sinn für 
soziale Gerechtigkeit, Aufrichtigkeit und Offenheit verwan­
deln die jungen Leute die Vorträge in offenherzige Gespräche 
über die wichtigsten Probleme der Rechts- und Moralerzie­
hung. Fast die Hälfte der jährlich 5 000 Lektionen und Vor­
träge von Richtern, Sekretären, Notaren und anderen Juristen 
werden vor Jugendlichen gehalten.

Im Einklang mit der verfassungsmäßigen Pflicht, die 
Werktätigen aktiv in die Leitung des Staates einzubeziehen, 
entstand parallel zu den staatlichen rechtschützenden Orga­
nen eine Vielzahl ehrenamtlicher Organisationen zur Vor­
beugung der Kriminalität und anderer Rechtsverletzungen 
(Ausschüsse zur Arbeit mit Minderjährigen und mit krimi­
nell gefährdeten jungen Menschen, Freundschaftsgerichte, 
Zentren für Erziehungsarbeit, freiwillige Schutztrupps 
u. a. m.). Deshalb wurden ständige Formen für die Rechtsaus­
bildung dieser gesellschaftlichen Kräfte geschaffen (z. B. 
RechtsUniversdtäten, Vortragsreihen und Konsultationsstät­
ten). Sie werden von den Gewerkschaften, von der Vater­
ländischen Front, vom Dimitroffschen Kommunistischen 
Jugendverband im Zusammenwirken mit der Gesellschaft zur 
Verbreitung wissenschaftlicher Kenntnisse „Georgi Kirkov“ 
und dem Verband der bulgarischen Juristen organisiert. Viele 
Richter nehmen als Lektoren an diesen Formen der Rechts­
ausbildung teil oder wirken bei der Festlegung der Ausbil­
dungspläne, der Auswertung und Vorbereitung solcher 
geschlossenen Zyklen und in anderer Weise mit.

Die Arbeitskollektive sind unmittelbar am Schutz und 
an der Mehrung des sozialistischen Eigentums beteiligt. Dar­
aus ergabt sich für die Justiz- und Sicherheitsorgane die 
Verpflichtung, ihre vorbeugende Arbeit zu unterstützen. Das 
Ministerium orientiert die Gerichte entsprechend den Forde­
rungen der BKP darauf, einen bedeutenden Teil ihrer rechts­
propagandistischen Arbeit in den Arbeitskollektiven in der 
Industrie und der Landwirtschaft zu leisten.

Zur Erhöhung der Qualität der rechtspropagandistischen 
Tätigkeit stellt das Justizministerium zentral erarbeitete 
Materialien zur Verfügung, die den Richtern helfen, Rechts­
fragen der Bürger zu beantworten sowie in Presseorganen, 
Radio- und Fernsehsendungen aktiv mitzuwirken.

Die Massenmedien und die anderen Informations- und 
Propagandamittel haben sich zunehmend zu Vermittlern auch 
des Rechts entwickelt. Die Partnerschaft zwischen Juristen 
und Journalisten hat sich besonders auch bei der öffentlichen 
Diskussion von Gesetzentwürfen als wirksam erwiesen. An 
der großen Aktivität der Bevölkerung bei der Diskussion des 
Entwurfs des im Jahr 1984 beschlossenen neuen Familienge-


